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Was ist viel,
was ist wenig?
Sind 29 vorläufige Prozent
Beteiligung bei einer Volks-
befragung viel oder wenig?
Diese Frage ist nicht ganz
leicht zu beantworten. Wenn
man den Millionenaufwand
berücksichtigt, mit dem die
Stadt Wien diese Scheinbe-
fragung beworben hat, sind
29 Prozent wenig.

Andererseits hatten SPÖ
und Grüne vor der Abstim-
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mung angekündigt, sie würden
das Ergebnis nur dann zur
Kenntnis nehmen, wenn es ih-
nen in den politischen Kram
passe. Wenn nicht, dann nicht.
Wozu sollten die Bürger also
überhaupt an der Abstimmung
teilnehmen? So gesehen sind 29
Prozent, die trotzdem hingin-
gen, eigentlich sehr viel.

Nochmals andererseits war
die Befragung ein Projekt von
SPÖ und Grünen, die in Wien
zusammen 57 Prozent der Stim-
men haben. So gesehen sind 29
Prozent wieder wenig. pur
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Deklarationsmärchen
Ein Rindvieh weidet still im Klee,
Da trifft es eine Märchenfee,
Die sagt zum Rind: „Du hast jetzt drei
Unglaublich große Wünsche frei.“

Doch dumm, wie eben Rinder sind,
Hat dieses schrecklich dumme Rind
Bloß einen Wunsch: „Ich möchte kein
So schrecklich dummes Rind mehr sein!

Ich wäre gern ein kluges Pferd,
Das ist es, was mein Herz begehrt!“
Die Fee sagt drauf: „Du bist der Boss!“
Und schon wird aus dem Rind ein Ross.

Des Rindes neue Rossnatur
Kümmert den Schlachter keine Spur,
Weshalb er völlig ungeniert
Das Pferd zu Rinderhack faschiert.

Das ist doch wirklich märchenhaft:
Ein dummes Rindvieh hat’s geschafft
Und kommt durch Feenkraft allein
Als Pferd in die Lasagne rein!

(Dies Märchen wurde als Produkt-
Deklaration sehr gern geschluckt.)

Strache sucht nach Wahlen
einen Weg aus der Krise

WIEN (SN-pur). Nur noch 17 Prozent in
Kärnten, gar nur acht Prozent in Nie-
derösterreich. – Auch eine Woche
nach den beiden Landtagswahlen
steht die FPÖ unter Schock. Die Skan-
dale in Kärnten und die neue Konkur-
renz am Proteststimmen-Markt in Ge-
stalt von Frank Stronach haben scho-
nungslos die Schwächen der einst er-
folgsgewohnten Partei aufgezeigt.

Verzweifelt versucht FPÖ-Chef
Heinz-Christian Strache, seine Partei
neu aufzustellen. Ein halbes Jahr vor
der Nationalratswahl, bei der Strache
bisher sogar mit Platz eins liebäugelte,
muss er dringend einen Weg aus der
Krise finden. In Wien kam es Sonntag-
abend zu einer Krisensitzung des
FPÖ-Präsidiums, bei der es um min-
destens vier blaue Baustellen ging:

Kärnten: Nach dem Verlust von 27
Prozentpunkten bei der Landtagswahl
möchte der neue FPK-Chef Christian
Ragger einen Neuanfang setzen. Alle
bisherigen Granden einschließlich
Landeshauptmann Gerhard Dörfler
sollen ihre Mandate zurücklegen.
Doch einige von ihnen weigern sich,
sodass den atomisierten Kärntner
Freiheitlichen (FPK) nun sogar eine
Spaltung droht. Die bisherige Landes-
hauptmannpartei hätte dann nicht ein-
mal mehr Klubstatus im Landtag. So-
gar externe Mediatoren werden be-
reits eingesetzt, um die Spaltung abzu-
wehren. Das Problem Straches: Er hat
in Kärnten absolut nichts mitzureden.
Die Rückkehr der FPK unter das Dach
der FPÖ kann er sich zwar wünschen,
durchsetzen kann er sie nicht.

Niederösterreich: Auch hier kann sich
Strache einen Neuanfang wünschen,
erzwingen kann er ihn nicht. Landes-
parteichefin Barbara Rosenkranz, de-
ren Politik er für zu wenig kantig hält,
konnte Strache nicht aus dem Sattel
heben. Schon Jörg Haider hatte das
Problem, kein Durchgriffsrecht auf die
Landesparteien zu besitzen.

Rechter Rand: Schon seit Langem
möchte Strache den rechten Burschen-
schafterflügel in der FPÖ entmachten.
Zwar stammt er selbst aus dieser Ecke,
nun sind ihm die deutschnationalen
Sektierer auf dem Weg zu einer mögli-

chen Regierungsbeteiligung aber hin-
derlich. Kern des Problems: der Dritte
Nationalratspräsident Martin Graf.
Ihn würde Strache gern in Richtung
Volksanwaltschaft loswerden. Doch
die Burschenschafter wehren sich.

Frank Stronach: Der Milliardär ist
Straches größtes Problem. Die Pro-
testwähler und die „zornigen jungen
Männer“, wie sie in der Wählertypolo-
gie heißen, haben in Stronach plötzlich
ein zweites politisches Angebot. Wie
die FPÖ mit dieser Herausforderung
umgeht, die sie unter Haider nie hatte,
ist noch völlig ungelöst.

Krisensitzung. Die FPÖ wälzt Probleme. Davon hat sie derzeit mehr als
genug. Den Kärntner Freiheitlichen droht unterdessen die Spaltung.

WIEN (SN). Die umstrittene Volksbefra-
gung in Wien ist am Wochenende mit
einer vorläufigen Beteiligung von 29,4
Prozent zu Ende gegangen. Wie die
Bevölkerung über die vier gestellten
Fragen entschieden hat, will das Rat-
haus erst morgen, Dienstag, bekannt
geben. Die endgültige Abstimmungs-
beteiligung wird sogar erst am 18.
März feststehen. Bis dahin können
noch Stimmkarten per Brief in der
Wahlbehörde einlangen.

Die Wiener SPÖ ist mit der Wahlbe-
teiligung zufrieden. Parteisekretär
Christian Deutsch sagte, die Beteili-
gung liege über jener einer ähnlichen
Volksbefragung im Jahr 2010. Dies sei
ein deutliches Zeichen, dass direkte
Demokratie in Wien „gelebt“ werde,

Niedrige Wahlbeteiligung bei Volksbefragung zu Parkpickerl, Olympia und Privatisierungen

29 Prozent bei Befragung in Wien
formulierte Deutsch. Anders sieht das
die Wiener FPÖ, die zu einem Boykott
der Befragung aufgerufen hatte. Sie
wies darauf hin, dass die Beteiligung
nur halb so hoch sei wie bei den kürz-
lich durchgeführten Volksbefragungen
in einzelnen Bezirken, in denen die
Anrainer zwischen einem Ja und ei-
nem Nein zu kostenpflichtigem Parken
entscheiden konnten.

Bei der stadtweiten Volksbefragung
wurde diese Entscheidungsfrage (für
die ÖVP, FPÖ und Autofahrerclubs
zuvor 150.000 Unterschriften gesam-
melt hatten) nicht gestellt. Die vier
Fragen hatten gelautet: Sollen die
Stadt oder die Bezirke über die Ein-
führung von Parkpickerln entschei-
den? Soll sich Wien um die Austragung

der Olympischen Sommerspiele 2028
bewerben? Sollen die städtischen Be-
triebe vor Privatisierung beschützt
werden? Soll in die Nutzung erneuer-
barer Energie investiert werden?

Die erste Frage hatte das rot-grüne
Koalitionsklima zuletzt schwer belas-
tet, da die SPÖ über die Parkpickerl
weiterhin die Bezirke entscheiden las-
sen möchte, während die Grünen ein
Entscheidungsrecht für das Rathaus
verlangten. Einig waren sich die Re-
gierungsparteien hingegen bei Frage
drei. Sowohl SPÖ als auch Grüne teil-
ten vor der Befragung mit, dass sie ei-
ne Privatisierung der städtischen Be-
triebe auch dann nicht durchführen
würden, wenn sich eine Mehrheit der
Bevölkerung dafür aussprechen sollte.
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75 Jahre „Anschluss“: Grüne fordern
mehr Geld für NS-Opfer-Denkmal
WIEN (SN). Aus Anlass des 75. Jahrestages des „An-
schlusses“ Österreichs an Hitlerdeutschland fordert
die grüne Bundessprecherin Eva Glawischnig neue
Kraftanstrengungen bei der Vergangenheitsbewälti-
gung. Sie begrüßt, dass auf dem Wiener Heldenplatz
ein Denkmal für die Deserteure der deutschen Wehr-
macht errichtet werden soll, kritisiert aber, dass die
Stadt Wien dafür nur 220.000 Euro zur Verfügung stel-
le. Der Bund solle diese Summe verdoppeln, sagt sie.
Deutschland habe allein für ein Denkmal für homo-
sexuelle NS-Opfer 800.000 Euro aufgewendet.
Weiters fordert Glawischnig mehr öffentliche Mittel
für den Gedenkdienst. Derzeit wird der Dienst in aus-
ländischen Holocaust-Gedenkstätten nur gefördert,
wenn er von Burschen anstatt des Zivildienstes geleis-
tet wird. Die Grünen wollen nun auch eine staatliche
Förderung für Gedenkdienerinnen.

SPÖ-Gewerkschafter fordern
Ausbau des Sozialstaates
WIEN (SN). Eine Ausdehnung des Urlaubsanspruchs
auf sechs Wochen verlangt der Vorsitzende der SPÖ-
Gewerkschafter, Wolfgang Katzian. Derzeit gebühren
sechs Wochen Urlaub erst nach 25 Jahren Betriebszu-
gehörigkeit, Katzian will diese Grenze auf zehn bis 15
Jahre absenken. Auch eine generelle Arbeitszeitver-
kürzung müsse ein Thema bleiben, sagt der Gewerk-
schafter. Entschieden pocht er auf die Auszahlung aller
Überstunden. Derzeit geschehe das bei jeder fünften
nicht. Weiters fordert Katzian einen Überstundenzu-
schlag auch für Teilzeitbeschäftigte. Das würde den
Betroffenen fünf bis sieben Prozent mehr Einkommen
bringen, argumentiert er. Eine weitere Flexibilisie-
rung der Arbeitszeiten lehnt er kategorisch ab. Skeptischer Blick in die blaue Zukunft: Heinz-Christian Strache. Bild: SN/APA
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